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E. Die Tätigkeit zugunſten des Arbeiterſtandes .

66. Die Keichsverſicherungsordnung mit ihrem großen

Fortſchritt iſt ſchon Seite 126 ff . beſprochen worden ; es bedarf daher

hier nur des Hinweiſes , daß ſich in dieſer die dringendſten Wünſche

des Arbeiterſtandes verwirklicht haben .

67 . Zum Schutze einzelner Arbeiterkategorien hat das

Zentrum folgende Anträge eingebracht :
1. den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , dahin zu wirken , daß die ärztliche

Anmeldung der gewerblichen Bleierkrankungen zur Pflicht gemacht wird ,

II. Seſſ . 1909/11 Druckſ. Nr. 791 )

2. den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , dahin zu wirken , daß durch Bundes0
ratsverordnung (§88 16, 120e der G. ⸗O) die Arbeiter in Celluloid

warenfabriken gegen di Gefahren für Leben und Geſundheit ins

beſondere gegen Brandgefahr — tunlichſt geſchützt werden . (II . Seſſ .

1909/11 Druckſ . Nr. 792 )

Beide Anträge ſind im Reichstage angenommen worden .

68 . Das Arbeitskammergeſetz iſt in zweiter Leſung erledigt ,

aber in dritter noch nicht beraten worden . Die Regierung hat folgende

beiden Beſchlüſſe des Reichstags für unannehmbar erklärt :

1. Unterſtellung der Staatsarbeiter unter das Arbeitskammer

geſetz ,
2. Wahl der Arbeiterſekretäre zu den Arbeitskammern .

Auf den zweiten Beſchluß legt das Zentrum aber entſcheidenden

Wert , da es für die Lebensfähigkeit der Kammer fürchtet , wenn man

die Arbeiterſekretäre ausſchließt . Ob daher das Geſetz zuſtandekommen
wird , iſt fraglich .

F . Die Tätigkeit zugunſten der Beamten und

Arbeiter des Reichs .

69 . Die Beſoldungsfrage für Reichsbeamte iſt durch

das Beſoldungsgeſetz von 1909 im allgemeinen geregelt ; der Bundes —

rat widerſetzt ſich jeder Herausgreifung einer einzelnen Kategorie , weil

er dadurch die Aufrollung der geſamten Gehaltsfrage befürchtet , die

1909 dem Reiche 117 Mill . M. Mehrausgaben verurſacht hat . Der

Reichstag hat trotzdem folgende Reſolutionen vorgenommen :

1. die verbündeten Regierungen zu erſuchen , die unbeabſichtigten Härten ,

die durch die Regelung der Bezüge der P oſtunterbeamten in der

Beſoldungsordnung geſchaffen ſind , durch geeignete Maßregeln aus —

zugleichen ,
2. den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , bei den verbündeten Regierungen

dahin zu wirken , daß den Oberpoſt - und T elegraphenaſſiſtenten
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( Tit . 4, 18, 22 ) ſowie den Vorſtehern der Poſtämter III ( Tit . 23) ,
welche vor dem 1. Januar 1900 in den Dienſt der Reichspoſt und
Telegraphenverwaltung eingetreten ſind , ſoweit ſie drei Jahre lang im
Genuſſe des Höchſtgehalts geweſen ſind , eine perſönliche Zulage
von 300 M. gewährt werde .

Die zweite Reſolution wurde mit 257 gegen 55 Stimmen

( Sozialdemokraten und 8 Zentrumsabgeordnete ) angenommen . Die

zweite Reſolution haben die Abg . Beck - Heidelberg und Eickhoff im

Plenum eingebracht , nachdem ſie von der Budgetkommiſſion ſchon
angenommen worden war , was den Vorſitzenden der Kommiſſion ,
Frhrn . von Gamp , zu folgenden Ausführungen veranlaßte :

„Dieſe Reſolution iſt wörtlich übereinſtimmend mit einer von der Budget
kommiſſion einſtimmig gefaßten Reſolution . ( Lebhaftes Hört ! hört ! rechts ) Die
Reſolution iſt in der Budgetkommiſſion nicht von den Parteien ausgegangen , denen
die Herren Abgeordneten Beck ( Heidelberg ) und Eickhoff angehören ( ſürmiſche
Rufe rechts und in der Mitte : Hört ! hört ! ) , ſondern von einem Vertreter der
rechten Parteien . ( Lebhaftes Hört ! hört ! rechts und in der Mitte ) Ich muß
ſagen : ich glaube , in den Annalen des Parlaments iſt ein ſolches Vorgehen noch
nicht vorgekommen (ſehr richtig ! ſehr gut ! rechts und in der Mitte ) , daß eine von
der Budgetkommiſſion gefaßte Reſolution von einzelnen Mitgliedern und unter

ihrem Namen eingebracht wird , um den Schein zu erwecken , als ob dieſe Parteien
der Reſolution freundlicher gegenüberſtänden als die anderen Parteien . Wenn der
Herr Kollege Beck das Empfinden hatte , die Reſolution der Budgetkommiſſion
käme zu ſchlecht weg , wenn ſie erſt bei Tit . 22 behandelt würde , daan war der
einfache Weg der , zu beantragen , dieſe Reſolution ebenfalls bei Tit 1 zu be

handeln . Er hatte aber kein Recht , die wörtlich übereinſtimmende Reſolution
( Lachen links ) der Budgetkommiſſion hier als ſeinen Antrag einzubringen , wenigſtens
kein moraliſches Recht ; formell mag er das Recht haben . “ ( 144 . Sitzung vom
10. März 1911 St . B. S. 5295 )

Der nationalliberal - freiſinnige Antrag wurde dadurch erledigt ,
daß über den Antrag der Budgetkommiſſion zuerſt abgeſtimmt
worden iſt .

70 . Mit der Wohnungsgeldzuſchußfrage befaßt ſich nach⸗
ſtehender Zentrumsantrag , der in der Budgetkommiſſion mit großer

Mehrheit angenommen worden iſt :
„ Die verbündeten Regierungen zu erſuchen , von der im § 30 des Beſoldungs

geſetzes vom 15. Juni 1910 dem Bundesrat erteilten Ermächtigung der Einreihung
einzelner Orte in eine höhere Ortsklaſſe zur Beſeitigung hervorgetretener Härten
entſprechenden Gebrauch zu machen . “

Die Regierung verſprach , dem Wunſche alsbald Folge zu leiſten .

71 . Die Rechtsverhältniſſe der Reichsbeamten be —

handelt folgender Zentrumsantrag :
„ Den Herrn Reichskanzler zu erſuchen ,

a) die alsbaldige Vorlegung eines Geſetzentwurfs zur Neuregelung der

Dienſtverhältniſſe der Reichsbeamten zu veranlaſſen , in welchem
1. das Diſziplinarverfahren mit ausreichenden Garantien für die Rechte

der Beamten verſehen , insbeſondere das Wiederaufnahmeverfahren
geregelt , und

2. eine dem § 10 des Kolonialbeamtengeſetzes entſprechende Vorſchrift
aufgenommen wird , wonach , wenn in die Perſonalakten Vorkommniſſe



eingetragen ſind , die dem Beamten zum Nachteil gereichen , eine Ent

ſcheidung hierauf neu gegründet werden darf , nachdem dem Beamten

Gelegenheit zur Aeußerung gegeben iſt

p) die Veröffentlichung einer Statiſtik der verheirateten und der un—

verheirateten Reichsbeamten , der Kinderzahl ihrer Familien , ſowie der

Sterbefälle der Reichsbeamten nach den Reichsämtern getrennt herbei⸗

zuführen ,
die Poſt - und Telegraphenſekretärprüfung ausnahmsweiſe mit Ge⸗—

nehmigung des Reichspoſtamts zum zweitenmale wiederholen zu laſſen.“

(II . Seſſ . 1909/11 Druckſ . Nr . 798 )

Abg . Gröber begründet den Antrag vom 8. März 1911 ; der

Antrag fand einſtimmige Annahme .

72 . Reichspoſtbeamte . In der Budgetkommiſſion wurde

folgender Antrag aller Parteien einſtimmig angenommen :

Der Reichstag wolle beſchließen , den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , zu

veranlaſſen :

1. daß von der Einberufung von Anwärtern für den mittleren und

höheren Poſtdienſt dis auf weiteres Abſtand genommen und das

Bedürfnis für die Vermehrung von Beamtenkräften durch die Ein —

ſtelung von Unterbeamten und gehobenen Unterbeamten befriedigt
wird ,
daß demnächſt dem Reichstage eine Denkſchrift über die anderweite

Organiſation der Beamten der Reichspoſtverwaltung , unter konſequenter

Feſthaltung des Grundſatzes , daß Arbeiten , für die eine geringere

Qualifikation ausreichend iſt , Beamten mit niedrigerem Range und

Gehalt übertragen werden , unter voller Schonung der Intereſſen der

vorhandenen Beamten , vorgelegt wird .

Das Plenum ſtimmte dem Antrag zu , da es ſich eine erhebliche

Erſparnis von der Durchführung desſelben verſpricht .

Mit den Verhältniſſen der Poſtunterbeamten befaßt ſich folgender

Antrag Giesberts :

Den Herrn Reichslanzler zu erſuchen , dahin zu wirken , daß

die nichtetatsmäßigen Unterbeamten ſowie die zum Aufrücken in Unter⸗

beamtenſtellen beſtimmten Arbeiter und Handwerker der Reichspoſt⸗ und

Telegraphenverwaltung ſpäteſtens nach zehnjähriger Dienſtzeit etatsmäßig

angeſtellt werden . Soweit bei einzelnen Beamtengruppen frühere An⸗

ſtellungstermine üblich ſind , ſoll keine Verſchlechterung eintreten . (I. Seſſ .

1909/11 Druckſ . Nr . 921 )

Schon in der Budgetkommiſſion hatten Zentrumsabgeordnete ( Erz⸗

berger , Gröber , Nacken ) mit allem Nachdruck verlangt , daß für die

Unterbeamten etwas geſchehen müſſe . Staatsſekretär Krätke erklärte :

„ Der Herr Abgeordnete Giesberts hat eine Reſolution eingebracht , die ja

nun etwas anders ausſieht wie die frühere , die aber eigentlich klipp und klar an

uns die Forderung ſtellt , wir ſollen jeden Poſtboten und jeden Arbeiter , den wir

für den Unterbeamtendienſt für geeignet halten , nach zehn Jahren anſtellen . Das

iſt ein Grundſatz , der bisher bei keiner Beamtenkategorie beſteht . Wir haben uns

ja in der Budgetkommiſſion ſehr eingehend darüber unterhalten , und der größte

Teil der Kommiſſion war der Meinung , daß keinem Diätar ein Anrecht zuſteht ,

nach einer beſtimmten Zeit eine etatsmäßige Stelle zu bekommen . Ich war ja

der Meinung und vertrat es, daß es wünſchenswert ſei, nach nicht zu langer Zeit

den Diätaren feſte Stellen zu geben , weil eben die feſte Anſtellung von großer
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Bedeutung in ſozialer Beziehung iſt . Wenn ich nun aber dieſe Reſolution aus⸗
führen ſollte , ſo würde ich vor etwas Unmöglichem ſtehen . Die Herren müſſen
ſich einmal die Verhältniſſe vorſtellen . Wir haben 41 Oberpoſtdirektionsbezirke .Wir verſetzen Unterbeamte nicht , denn nach der gemachten Erfahrung ſind die
Unterbeamten bodenſtändig . Ich kann nicht jemanden von Oſtpreußen nach Baden
ſchicken. Ich würde damit dem Manne das größte Unheil zufügen . Die Diätare ,
die Poſtboten wollen auch nicht in jedem Falle auf das Land , ſondern wollen
an dem gewohnten Orte bleiben . Man kann das auch ſehr verſtändlich finden ,
wenn ſich an dem Orte , wo ſich der Unterbeamte befindet , für ſeine Angehörigen
Gelegenheit bietet , noch etwas zu verdienen , und es wäre ein harter Eingriff , ihn
dann von dort zu verſetzen .

Wir ſtreben dahin , die Diätare ſo ſchnell wie möglich anzuſtellen , und er—
reichten bis jetzt , daß in der Schaffnerklaſſe die Diätare nach durchſchnittlich zwölf
bis dreizehnjähriger Dienſtzeit , in der Landbriefträgerklaſſe nach ſieben - bis acht —
jähriger Dienſtzeit angeſtellt werden . “ ( 163. Sitzung vom 4. April 1911 St . B
S. 6255 ) .

Der Antrag Giesberts fand mit ſchwacher Mehrheit Annahme .

73 . Reichseiſenbahnbeamte . Abg. Dr . Will trat am
28 . März 1911 ein für Verbeſſerung der Aufrückungsverhältniſſe ,
Verkürzung der Dienſtzeit , Gewährung von Freifahrſcheinen .

74 . Zugunſten der Arbeiter in Reichsbetrieben brachte
das Zentrum folgende Reſolution zur Annahme :* 1 0 0

1. die Arbeiterausſchüſſe der im Telegraphenbau be

ſchäftigten Arbeiter und Handwerker ſo auszubauen , daß es
den Ausſchüſſen ermöglicht wird , durch geeignete Vertreter
die Wünſche der Poſt⸗ und Telegraphenarbeiter und - Hand —
werker mindeſtens jährlich einmal den Vertretern der Ober —

poſtdirektion und einem Vertreter des Reichspoſtamts vor⸗
zutragen ,

2. für die Poſt⸗ , Telegraphen - und Zeugamtsarbeiter eine

Penſionskaſſe zu errichten , wie ſolche die Eiſenbahnarbeiter
der Reichs - und preußiſchen Staatseiſenbahnen in ihren
Penſionskaſſen B ſchon beſitzen (II . Seſſ . 1909/11 Druckſ.
Nr . 799 ) ,

3. die Löhne der in den Militärbetrieben beſchäftigten
Handwerker , Arbeiter und Arbeiterinnen allmählich aber ſtetig
in der Weiſe aufzubeſſern , daß dieſelben den durch Tarif —

vertrag feſtgeſetzten Löhnen der Handwerker , Arbeiter und
Arbeiterinnen gleichartiger Gewerbe an den betreffenden
Orten zum mindeſten gleichkommen ,

4. den Arbeiterausſchüſſen bei der Geſtaltung der Lohn
und Arbeitsbedingungen eine geeignete Mitwirkung zu er⸗

möglichen . ( I . Seſſ . 1909/11 Druckſ. Nr . 758 ) ,
5. die Arbeiterausſchüſſe in den Militärbetrieben ſo aus —

zubauen , daß
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a ) den Arbeitern die im Arbeitskammergeſetzentwurf vor⸗

geſehenen Wohltaten im Sinne der Kaiſerlichen Erlaſſe

zu teil werden ;

p) die Mitglieder der Arbeiterausſchüſſe im Arbeitsverhältnis

während ihrer Amtsdauer entſprechend geſichert werden ;

cwes den Vertretern der einzelnen Ausſchüſſe ermöglicht

wird , in wichtigen Fällen die Wünſche der Arbeiter den

höheren vorgeſetzten Dienſtſtellen vorzutragen . ( II . Seſſ .

1909/11 Druckſ . Nr . 759 ) ;

6. in Erwägung darüber einzutreten , in welcher Weiſe die

Verſorgung der invaliden Arbeiter ſowie der Witwen

und Waiſen der in den Militärbetrieben beſchäftigten

Arbeiter beſſer ausgebaut werden kann . Cl . Seſſ . 1909/11

Druckſ . Nr . 760 ) ,

den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , die Marineverwaltung

anzuweiſen , in ihren Betrieben die Arbeiterausſchüſſe

ſo auszubauen , daß

a ) den Arbeitern die im Arbeitskammergeſetzentwurf vor⸗

geſehenen Wohltaten im Sinne der Kaiſerlichen Erlaſſe

zu teil werden ,

pb) den Arbeiterausſchüſſen bei Geſtaltung der Lohn - und

Arbeitsbedingungen eine geeignete Mitwirkung ermöglicht
wird . ( II . Seſſ . 1909/11 Druckſ . Nr . 745 ) ,

8. den Herrn Reichskanzler zu erſuchen , bei Vergebung von

Arbeiten und Lieferungen für die Marineverwaltung

nur ſolche Firmen zu berückſichtigen , in deren Betrieben die

Lohn - und Arbeitsbedingungen entweder durch Tarif —⸗

verträge geregelt ſind oder nicht hinter den am Ort des

Betriebes für die betreffende Art der Arbeit geltenden Tarif⸗

verträgen zurückbleiben . ( II . Seſſ . 1909,/11 Druckſ . Nr . 746 ) .

Für dieſe Reſolutionen , die Annahme fanden , ſprachen die

Abgeordneten Schirmer ( 2. März 1911 ) , Dr . Becker ( Köln ) und

Schwarze ( Lippſtadt ) (3. März1911 ) und Dr . Will ( 28 . März 1911 )

*

—

Eine arbeitsreiche Seſſion liegt hinter dem Reichstag ; es iſt die

letzte der laufenden Legislaturperiode . Nur ein kleiner Tagungs⸗

abſchnitt ſteht vom Oktober bis Dezember noch bevor . Wenn nun⸗

mehr die Arbeit der Zentrumsfraktion allen Volkskreiſen klar gemacht

wird , dann wird trotz des vereinten Anſturmes der Gegner am Tage

der Wahl doch ſiegen :

Wahrheit ! Freiheit ! Recht !
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